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XIX. Eltern, die ihren Kindern gestatteten, National­
politische Erziehungsanstalten (NAPOLAS oder 
NPEA) oder Adolf-Hitler-Schulen oder Ordens­
burgen zu besuchen.

XX. Personen, die von den Nationalsozialisten finan­
zielle Begünstigungen erhielten.

XXL Personen, die durch nazistischen Einfluß dem 
Militär- oder dem Frontdienst entgingen.

XXII. Angestellte einschließlich Direktoren von indu­
striellen, kommerziellen, landwirtschaftlichen und 
finanziellen Institutionen, die einen der folgenden 
Titel führten: Generaldirektor, Direktor, Präsi­
dent, Vizepräsident, Geschäftsführer, Betriebs­
führer, Betriebsleiter, Betriebsobmann, Bürochef;' 
das für die Aufstellung der Richtlinien eines 
Unternehmens verantwortliche technische Per­
sonal, wie Chefingenieur, Oberingenieur, Be­
triebsingenieur usw.; alle Mitglieder des Vor­
standes und Aufsichtsrates; alle Personen, die zur 
Anstellung und Entlassung von Personal befugt 
waren.

XXIII. Nahe Verwandte prominenter Nationalsozialisten 
sollen nicht beschäftigt werden.

Teil III

Wer von der fortgesetzten Beschäftigung irgend­
welcher Person, die in die Teile I oder II dieser Bestim­
mung fällt, Kenntnis hat, hat Bericht darüber an die 
Militärregierung des in Frage kommenden Sektors, zu 
erstatten.

Mliierte Kommandatura Berlin
BK/O (46) 102
26. Februar 1946

Errichtung von Entnazifizierungs-Kommissionen 
und Berulungsverfahren.

Die Alliierte Kommandatura Berlin ordnet an wie folgt;

1. * Mit Rücksicht darauf, daß die Alliierte Kommanda­
tura durch Anordnung Nr. 101a verfügt hat, daß 
Direktive Nr. 24 des Alliierten Kontrollrates durch 
den Magistrat Berlin gemäß den Gesetzen und Direk­
tiven, die von den Kommandanten erlassen werden, 
ausgeführt werden soll, wird nunmehr angeordnet, 
daß Entnazifizierungs-Kommissionen laut der nach­
stehenden Richtlinien unverzüglich errichtet werden 
sollen.

2. Z u s t ä n d i g k e i t  d e r  E n t n a z i f i z i e r u n g s -  
K o m m i s s i o n e n  f ü r  B e r l i n .

I. Diese Entnazifizierungs-Kommissionen werden 
der Alliierten Kommandatura durch das Alli­
ierte Komitee für Entnazifizierung unmittelbar 
verantwortlich sein. Das bestehende städtische 
System der Verwaltung und der Kontrolle darf 
diese Kommissionen in keiner Weise leiten oder 
beeinflussen, außer in rein administrativer Form.

II. Die Entnazifizierungs-Kommissionen werden die 
Verantwortung tragen, jeden persönlich zu ver­
hören, der gegen seine Entlassung Berufung ein­
legt, welche kraft der Entnazifizierungsgesetze

erfolgte. Solches Verhör ist auf angemessener 
und angepaßter Weise durchzuführen, unter Her­
anziehung aller verfügbaren Zeugenaussagen, 
privaten und amtlichen Unterlagen. Sie haben 
das Recht, irgendwelche Zeugen vorzuladen, 
sowohl zur Unterstützung wie zur Bestreitung 
einer Berufung und nötigenfalls das Verhör 
eines Falles zu vertagen, damit etwaige bezüg­
liche Dokumente oder Auskunft von außerhalb 
Berlins herangeschafft werden können. Die Mit­
arbeit der Polizeiabteilung sowie anderer städti­
schen Ämter darf in allen Fällen in Anspruch 
genommen werden.

III. Die Kommissionen werden sachdienliche Auf­
zeichnungen aller erfolgten Verhöre aufbewäh­
ren, wie in den nachstehenden Paragraphen 
„Anweisung für die Entnazifizierungs-Kommis­
sionen" angegeben sind.

IV. Die Kommissionen sind in keiner Weise befugt, 
die Arbeitgeber, Handelsfirmen oder städtischen 
Behörden usw. bei der Anwendung der Ent­
nazifizierungsgesetze zu beeinflussen, sie werden 
jedoch die Militärregierung des zuständigen 
Sektors über alle Gesetzverletzungen oder Ver­
säumnisse, die Gesetze zu befolgen, die zu ihrer 
Kenntnis kommen, unterrichten.

3. E r r i c h t u n g  d e r  E n t n a z i f i z i e r u n g s -  
K o m m i s s i o n e n .

I. Jede Kommission wird aus sieben Mitgliedern
bestehen, wobei irgendwelche fünf Mitglieder 
ein Quorum zur Abhaltung eines Verhörs bil­
den. Alle Mitglieder müssen aktive Anti­
faschisten sein. Jede Kommission soll so zu­
sammengesetzt sein, daß sie nach Möglichkeit 
jede Schicht der Gesellschaft vertritt, sowohl 
Männer wie Frauen. '

II. Die Kommissionen werden auf folgenden Stufen 
errichtet werden:

1. Mit Genehmigung der örtlichen Militär­
regierung; in jedem Verwaltungsbezirk mit 
Bezug auf alle in dem Bezirk arbeitenden 
Personen, die nicht von einer Stadtorgani­
sation oder Abteilung beschäftigt sind und 
deren Entscheidungen oder Handlungen 
nicht mehr als einen Verwaltungsbezirk 
oder Sektor betreffen.

«Die Kommission in jedem Sektor wird die 
^Funktionen eines höheren Berufungsgerich­
tes ausüben.
Falls nötig, können in jedem Sektor oder 
Verwaltungsbezirk mit Genehmigung der in 
Frage kommenden Militärregierung spe­
ziale Unter-Kommissionen (z. B. juristische, 
medizinische usw.) gebildet werden. Diese 
Unter-Kommissionen werden den Sektor- 
Kommissionen unterstellt sein.

2. Mit Genehmigung des Alliierten Komitees 
für Entnazifizierung:
Beim Magistrat mit Bezug auf alle Personen, 
die in Geschäften, welche sich über die 
ganze Stadt erstrecken, tätig sind, oder in 
einem die ganze Stadt umfassenden Dienste


